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Fristen im Sozialrecht 
Sozialleistungen müssen Sie in der Regel selbst beantragen. Sobald ein Antrag – auch ein formloser – bei der 
Behörde eingeht (zum Beispiel als Anruf, Mail, Brief, persönliche Vorsprache, Fax), beginnt die Frist zu laufen. 
Lassen Sie sich Ihren Antrag schriftlich bestätigen! Liegen Antragsformulare vor, ist es sinnvoll, diese zu nutzen, 
um das Verfahren zu beschleunigen. Besonderheit: Sozialhilfe (§ 18 Abs. 1 SGB XII) setzt ein, wenn die Leis-
tungsvoraussetzungen dem Amt bekannt werden. Ein Antrag sollte in diesem Fall vorsorglich gestellt werden. 

Fristen müssen vom Sozialleistungsträger, aber auch von Ihnen als Antragsteller eingehalten werden. Halten 
Sie eine Frist nicht ein, bekommen Sie die Leistungen eventuell gar nicht oder erst verspätet. Die bestehenden 
Regelungen im Zusammenhang mit Fristen in einzelnen Rechtsfragen, ersehen Sie aus der folgenden Tabelle.  

(Abkürzungsverzeichnis siehe Ende des Dokuments) 

Fristen für Antragsteller für Behörden (Leistungsträger) 

SGB II  

 ALG II (Bürgergeld) 

jederzeit; Antrag gilt rückwirkend auf den 01. des Monats der Antragstellung 

SGB III  

 Bundesagentur  
für Arbeit  
ALG I 

spätestens 3 Monate vor Ende des Be-
schäftigungsverhältnisses, beziehungs-
weise unverzüglich nach Bekanntwer-
den des Endes der Beschäftigung. 

Sperrzeit wegen Meldeversäumnis bei 
keinem oder verspätetem Antrag nach 
Kündigung durch Arbeitgeber oder Ende 
eines befristeten Arbeitsverhältnisses. 

 

SGB V  

 Krankenbehand-
lung durch die  
gesetzliche KV 

Antrag ist nicht notwendig bei  

▪ Krankenhausbehandlung 
▪ ambulante Behandlung durch Ärzte 

 

3 Wochen 

5 Wochen, wenn eine gutachterliche Stel-
lungnahme notwendig ist  

(Zahnarztleistungen: 6 Wochen)  

Kann die KK die Frist nicht einhalten, teilt 
sie dies unter Darlegung der Gründe recht-
zeitig schriftlich mit.  

 Genehmigungsfiktion (§ 13 Abs. 3a)  
Entscheidet die KK nicht innerhalb der Frist 
über die beantragte Leistung, beziehungs-
weise teilt sie keinen hinreichenden Grund 
für die Verzögerung mit, so gilt der Antrag 
als genehmigt. Die KK ist jetzt zur Erstat-
tung der Kosten für selbstbeschaffte Leis-
tungen verpflichtet.  
(BSG-Urteil 26.05.2020, AZ: B 1 KR 9/18 R) 
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Fristen für Antragsteller für Behörden (Leistungsträger) 

SGB V  

 Heilmittel 
Haushaltshilfen 

keine Kann über den Antrag nicht innerhalb von zwei Mo-
naten entschieden werden, teilt die KK vor Ablauf 
der Frist die Gründe hierfür schriftlich mit (begrün-
dete Mitteilung – § 18 SGB IX). Darin ist auf den Tag 
genau zu bestimmen, wann die Entscheidung mitge-
teilt wird. Diese Frist kann nur in folgendem Umfang 
verlängert werden:  

1. um bis zu zwei Wochen zur Beauftragung eines 
Sachverständigen  

2. um bis zu vier Wochen, falls der Sachverständige 
diesen Zeitraum tatsächlich benötigt und 

3. für die Zeit, in der der Leistungsberechtigte sei-
ner Mitwirkungspflicht nicht nachgekommen ist 
(§ 66 Abs. 3 SGB I)  

SGB V  

 Langfristiger  
Heilmittelbedarf 

 4 Wochen nach Antragseingang.  
Nach Ablauf dieser Frist ohne Rückmeldung der 
Krankenkasse gilt die Genehmigung als erteilt. 

SGB V  

 Medizinische  
Rehabilitation  

 RT stellt innerhalb 2 Wochen nach Antragseingang 
fest, ob er zuständig ist (§ 14 SGB IX) 

Nicht zuständig => Antrag unverzüglich weiterleiten 
und den Antragsteller unterrichten 

Zuständig / kein Gutachten erforderlich  
=> Entscheidung innerhalb 3 Wochen 

Zuständig / Gutachten erforderlich  
=> Entscheidung innerhalb 2 Wochen nach Vor-
liegen des Gutachtens  

Antrag weitergeleitet => Frist beginnt mit  
Antragseingang beim neuen RT 

Ist der neue RT auch nicht zuständig => Antrag im 
Einvernehmen an zuständigen RT weiterleiten 
(Antragsteller unterrichten) 

SGB V  

 Hilfsmittel als 
Krankenbehand-
lung 

siehe auch: SGB IX Hilfsmittel 
als Ausgleich beziehungsweise 
Vorbeugung einer Behinde-
rung 

(Urteile BSG vom 15.03.2018 – 
Az: B 3 KR 4/16, B 3 KR 18/17 
R und B3 KR 12/17 R) 

3 Wochen / 5 Wochen mit Gutachten 

Entscheidet die KK nicht in der Frist und teilt keinen 
hinreichenden Grund für die Verzögerung mit, gilt 
der Antrag als genehmigt. 

Versorgung mit dem Hilfsmittel ist Teil einer medizi-
nisch-therapeutischen Maßnahme, mit der ein 
Krankheitsverlauf positiv beeinflusst werden soll. 
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Fristen für Antragsteller für Behörden (Leistungsträger) 

SGB V  

 Krankengeld 

schnellstmöglich; innerhalb 1 Woche  
Eingang der Arbeitsunfähigkeitsbeschei-
nigung bei der KK, beziehungsweise ein 
stationärer Krankenhausaufenthalt gel-
ten als Antrag auf Krankengeld. (nach 
Ende der Lohnfortzahlung nach 6 Wo-
chen; ab 43. Tag).  

3 Wochen 

5 Wochen bei notwendiger gutachterlicher 
Stellungnahme  

SGB V  

 Aufforderung der 
KK eine medizini-
sche Rehabilitation 
zu beantragen 

Sie müssen innerhalb 10 Wochen den 
Antrag stellen. (Kann auch am letzten 
Tag geschehen.) Die Aufforderung ist 
ein Verwaltungsakt, der Sie verpflichtet, 
den Antrag ohne Einschränkungen zu 
stellen. Antrag vorsorglich und gleich-
zeitig „ruhend“ zu stellen, ist nicht aus-
reichend! 

Kürzere Fristen sind rechtswidrig. Die Frist 
von 10 Wochen ist gesetzlich geregelt und 
kann von der Krankenkasse nicht verkürzt 
oder verlängert werden. 

SGB VI  

 Medizinische  
Rehabilitation  

Der Reha-Antrag muss aktiv gestellt 
werden. 

Fristen zur Entscheidung über den Leis-
tungsantrag siehe Reha-Maßnahmen nach 
SGB V. 

Der Reha-Träger muss Sie unter Darlegung 
der Gründe rechtzeitig informieren, wenn 
er die Frist nicht einhalten kann. Erfolgt 
keine Mitteilung oder nennt er keinen zu-
reichenden Grund, können Sie eine ange-
messene Frist setzen (2 Wochen) und er-
klären, dass Sie sich danach die Leistung 
selbst beschaffen. Der zuständige Leis-
tungsträger ist weiterhin den Grundsätzen 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
verpflichtet (§ 18 SGB IX). Wenn Sie hätten 
wissen können, dass Sie keinen Anspruch 
haben, bekommen Sie keine Leistungen. 

SGB VI  

 EM-Rente 

Voraussetzung: mindestens 36 Monate 
Pflichtbeiträge in den letzten 5 Jahren.  
Vorsicht: Bei ALG II-Bezug länger als 2 
Jahre fallen keine 36 Monate Pflichtbei-
träge (in den letzten 5 Jahren) an! 
=> Erneute Antragstellung nach Ablauf 
einer Befristung ist notwendig! 

Die EM-Rente kann befristet oder unbefris-
tet bewilligt werden. 
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Fristen für Antragsteller für Behörden (Leistungsträger) 

SGB VI  

 RV (Alters- oder 
EM-Rente) 

spätestens 3 Monate nach Eintritt des 
möglichen Rentenbezugs,  
ansonsten wird die Rente ab dem  
Antragsmonat gezahlt 

keine 

SGB IX 

 Hilfsmittel  
als Ausgleich  
beziehungsweise 
Vorbeugung einer  
Behinderung  

siehe auch: SGB V Hilfsmittel als  
Krankenbehandlung 

2 Monate 

Hilfsmittel als Ausgleich oder zur Vorbeu-
gung einer Behinderung, Ausgleich einer 
Teilhabebeeinträchtigung. 

Fiktion einer Genehmigung, wenn über den 
Leistungsantrag nicht innerhalb zwei Mo-
naten entschieden wurde [weniger eilbe-
dürftig als eine kurative (Akut-) Behand-
lung]. 

SGB IX  

 Leistungen zur 
Teilhabe 

Kein Anspruch bei unberechtigten  
Leistungen 

2 Monate 

Fiktion einer Genehmigung, wenn über den 
Leistungsantrag nicht innerhalb zwei Mo-
naten entschieden wurde. 

SGB IX 

 SbA / GdB 

Keine Fiktion bei Ablauf der Fristen, 
dass ein bestimmter GdB festzustellen 
ist. 

Erwerbstätige Person: Entscheidung inner-
halb 3 Wochen; beziehungsweise  
6 Wochen bei notwendigem Gutachten 

Nicht erwerbstätig Person: keine Fristen  

SGB IX 

 Einleitung des  
Verfahrens zur Be-
willigung von Leis-
tungen der EGH 

Antrag auf Leistungen der EGH muss 
nach § 108 SGB IX aktiv gestellt werden! 

Bei bereits laufenden Leistungen der 
EGH und vorliegendem Bescheid, der 
über diesen Stichtag hinausreicht, muss 
mit Ablauf der Frist für die bewilligten 
Leistungen, ein neuer Antrag gestellt 
werden! 

RT stellt innerhalb 2 Wochen seine Zustän-
digkeit fest, beziehungsweise leitet den An-
trag unverzüglich dem zuständigen RT wei-
ter und unterrichtet den Antragsteller.  
Entscheidungsfrist: 3 Wochen, ist ein Gut-
achten erforderlich, wird 2 Wochen nach 
Vorliegen des Gutachtens entschieden. 
(§ 14 SGB IX) 
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Fristen für Antragsteller für Behörden (Leistungsträger) 

SGB XI 

 PV  

Leistungen werden ab dem 01. des 
Antragsmonats gewährt. 

Grundvoraussetzung: Mindestens 
zwei Jahre Beitragszahlungen in den 
vergangenen 10 Jahren. 

SGB XI: Keine Genehmigungsfiktion 

Stattdessen: Sanktionsregelung –  
bei Überschreiten der vorgegebenen 
Bearbeitungsfrist sind für jede ange-
fangene Woche der Verzögerung 
70 Euro an die antragstellende Per-
son zu zahlen (§ 18, Abs. 3b, SGB XI). 

Ein Antrag muss 25 Arbeitstage nach der An-
tragstellung beschieden werden. 

Frist unverzüglich, max. 1 Woche, wenn: 

▪ der Antragsteller im Krankenhaus, einer sta-
tionären Reha-Einrichtung, Hospiz oder in 
ambulant palliativer Versorgung ist 

▪ die Inanspruchnahme von Pflegezeit ange-
kündigt wurde 

▪ Familienpflegezeit vereinbart wurde 

Frist max. 2 Wochen, wenn: 

▪ der Antragsteller zu Hause lebt, nicht pallia-
tiv versorgt wird und Pflegezeit oder  
Familienpflegezeit vereinbart wurde 

SGB XI 

 Pflegehilfsmittel  

 Bearbeitungsfrist 3 Wochen 
(§ 40 Absatz 7 SGB XI) 

SGB XII  

 Sozialhilfe 

Leistung setzt ein, sobald dem Amt 
die Voraussetzungen für die Leistung 
bekannt werden.  

Antrag immer vorsorglich stellten! 
(Gilt nicht bei Grundsicherung im Al-
ter und bei Erwerbsminderung.)  

Keine rückwirkenden Leistungen! 

keine Fristen 

Untätigkeitsklage droht, wenn der Sozialhilfe-
träger nicht oder nicht innerhalb einer ange-
messenen Zeit über einen Antrag entscheidet  

 

Untätigkeitsklage (§ 88 SGG) 

Situation: Über einen Antrag auf Leistungen wird nicht in an-
gemessener Zeit entschieden. 

Untätigkeitsklage frühestens nach 6 Monaten, in einem Wi-
derspruchsverfahren nach 3 Monaten. 

Vor Ablauf der Fristen ist eine Untätigkeitsklage möglich, 
wenn der Sozialleistungsträger sich weigert, zu entscheiden. 

Vor einer Untätigkeitsklage den Sozialleistungsträger schrift-
lich, unter Setzung einer Frist von zwei Wochen, zum Erlass 
einer Entscheidung auffordern und Untätigkeitsklage ankün-
digen. Wenn danach keine Reaktion erfolgt: Untätigkeits-
klage! 

Der Sozialleistungsträger kann gerichtlich ver-
urteilt werden, innerhalb einer bestimmten 
Frist eine Entscheidung zu treffen.  

Gegen den Inhalt dieser Entscheidung muss 
gegebenenfalls Widerspruch beziehungsweise 
Klage erhoben werden. 
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Einstweilige Anordnung (§ 86b SGG) 

Das Hauptsacheverfahren: Antrag, Bescheid, Widerspruch, Widerspruchsbescheid, Klage (SG), Berufung 
(LSG), kann bis zu 7 Jahre dauern! SG und LSG haben jeweils bis zu 3 Jahre Zeit für ihre Entscheidungen. 

Möglichkeit, diese Wartezeit (das Verfahren) mittels der EAO zu verkürzen. Voraussetzungen dafür sind: 

▪ Es geht um Leben und Tod, oder 

▪ die Vermeidung schwerwiegender Gesundheitsschäden, oder 

▪ die Bedrohung der finanziellen Existenz. 

Liegt eine dieser Voraussetzungen vor und besteht ein grundsätzlicher Anspruch auf die begehrte Leistung, 
kann mittels der EAO eine Entscheidung binnen weniger Tage erreicht werden, wenn man dem Gericht die 
Notlage deutlich macht. Beantragt wird die EAO beim für die Klage zuständigen SG. Ein Antrag auf eine EAO 
kann auch gestellt werden, wenn im Laufe des Verfahrens eine der genannten Voraussetzungen eintritt. 

 

Überprüfungsantrag (§ 44 SGB X)  

Bestandskräftige Bescheide können noch angefochten werden, auch wenn man nicht fristgerecht gegen ei-
nen Bescheid Widerspruch eingelegt oder gegen einen Widerspruchsbescheid Klage erhoben hat. Sollten Sie 
bisher auf Widerspruch oder Klage verzichtet haben, inzwischen dies aber doch tun wollen, können Sie den 
betreffenden Bescheid / Widerspruchsbescheid mit neuen Argumenten anfechten: Zum Beispiel ein vorlie-
gendes Gutachten wurde nicht berücksichtigt, Sie hatten keine Akteneinsicht, Begründungen sind für Sie 
nicht nachvollziehbar, und so weiter. Der Antrag setzt ein neues Verfahren in Gang. 

Die Überprüfung eines bestehenden Bescheides (= Überprüfungsantrag) ist im Sozialrecht ohne zeitliche Be-
grenzung möglich.  

Die Nachzahlung etwaiger Geldleistungen ist allerdings auf 4 Jahre begrenzt. Bei Leistungen nach SGB II und 
SGB XII ist die Nachzahlung nur für 1 Kalenderjahr rückwirkend möglich. Maßgeblich bei der Berechnung der 
4 Jahre (1 Jahr) ist immer der Beginn eines Jahres (1. Januar). 

 

Rechtsmittelfristen 

Widerspruch gegen den Bescheid eines Sozialleistungsträges 

 Im eigenen Interesse sollte der Widerspruch sofort begründet werden oder die Be-
gründung, gegebenenfalls mit einer neuen ärztlichen Stellungnahme, zeitnah 
nachgereicht werden. Sie haben ein Recht auf Akteneinsicht! 

1 Monat 

Klage gegen den Widerspruchsbescheid 

 Eine Klage vor dem SG ist für Kläger kostenfrei und kann ohne Inanspruchnahme 
eines Rechtsanwaltes erfolgen. Kosten für Anwälte und Gutachter müssen selbst 
getragen werden, wenn die Klage keinen Erfolg hat. Klagen werden meist schrift-
lich (sehr selten mündlich) verhandelt. Es gilt der Amtsermittlungsgrundsatz. 

1 Monat 

Berufung oder Nichtzulassungsbeschwerde gegen Urteile des SG 1 Monat 
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Revision oder Nichtzulassungsbeschwerde gegen Urteile des LSG 1 Monat 

Beschwerde gegen Beschlüsse des SG 1 Monat 

Untätigkeitsklage im Antragsverfahren, wenn der Sozialleistungsträger über einen 
Antrag nicht entscheidet 

6 Monate 

Untätigkeitsklage im Widerspruchsverfahren, wenn der Sozialleistungsträger über 
einen Widerspruch nicht entscheidet 

3 Monate 

Gegen einen Bescheid oder einen Widerspruchsbescheid ohne ordnungsgemäße 
Rechtsmittelbelehrung  

1 Jahr 

 

Fristen beginnen zu laufen, sobald der Bescheid beim Leistungsempfänger eingegangen ist: 
▪ Zustellung durch die Post: Am dritten Tag nach der Aufgabe bei der Post. 
▪ Elektronische Übermittlung: Dritter Tag nach der Absendung (§ 37 SGB X). 

„Unverzüglich“ bedeutet im Rahmen der Bearbeitung: innerhalb von drei Arbeitstagen. 

 

Reha-Fristenrechner online 

www.reha-fristenrechner.de  

Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation e. V. (BAR) stellt einen Online-Fristenrechner für die Berech-
nung relevanter Fristen im Reha-Prozess zur Verfügung. Das Angebot soll die Sicherheit im Umgang mit den 
zahlreichen Neuregelungen im SGB IX erhöhen und damit vor allem die Arbeit in der Praxis erleichtern.  

Einloggen können Sie sich als Antragsteller, erst- oder zweitangegangener Reha-Träger. 

 

Abkürzungsverzeichnis: 

ALG Arbeitslosengeld 
BSG Bundessozialgericht 
EAO Einstweilige Anordnung 
EGH Eingliederungshilfe 
EM-Rente Erwerbsminderungsrente 
GdB Grad der Behinderung 
KK Krankenkasse  
KV Krankenversicherung 
LSG Landessozialgericht  
PV Pflegeversicherung  
RV Rentenversicherung  
RT Rehabilitationsträger 

SbA Schwerbehindertenausweis  
SG Sozialgericht 
SGB Sozialgesetzbuch  
SGB II  Grundsicherung für Arbeitsuchende 
SGB III  Arbeitsförderung 
SGB V  Gesetzliche Krankenversicherung 
SGB VI  Gesetzliche Rentenversicherung 
SGB IX  Rehabilitation und Teilhabe  

von Menschen mit Behinderungen 
SGB XI  Soziale Pflegeversicherung 
SGB XII  Sozialhilfe

 

http://www.reha-fristenrechner.de/

